
NABU-Bedenken zum »Noll« Geilshausen

»Sensible Vogelarten brüten zu
dicht an geplanten Windrädern«
Rabenau (pm). Der Naturschutzbund-

Kreisverband Gießen hat große Bedenken
bezüglich einer Windkraftnutzung auf dem
»Noll« bei Geilshausen. Hierauf wolle man
frühzeitig hinweisen, »da bisher die Planung
ohne größere Bedenken dargestellt wird«,
heißt es in einer Presseerklärung. Der Grund:
Nur wenige hundert Meter von den geplan-
ten Windrädern entfernt befinde sich der
Brutplatz des seltenen und sensiblen
Schwarzstorchs.

Bislang sei keine vollständige Erhebung
der Vogelwelt und der Fledermausvorkom-
men im Umkreis um den Standort bekannt.
Daher warnt der NABU vor einer zu frühen
Festlegung: »Erst wenn genau bekannt ist,
welche Arten am Noll vorkommen, kann
auch das Gefährdungspotenzial abgeschätzt
werden«, erklärte Hans-Erich Wissner, zwei-
ter Vorsitzender des Kreisverbands. Eine Er-
richtung von Windrädern sei nur möglich,
wenn seltene und sensible Arten nicht durch
die Rotoren gefährdet würden.

Vorliegend habe der NABU eine Brut des
Schwarzstorchs festgestellt, der Brutplatz
befinde sich weniger als einen Kilometer von
der Windkraft-Fläche entfernt. »Es ist be-
kannt, dass Schwarzstörche ihre Brutplätze
aufgeben können, wenn Windräder zu dicht
am Nistplatz gebaut werden.« Ein Kilometer
Abstand sei das Minimum.

»Am Noll Windräder unrealistisch«

Laut Staatlicher Vogelschutzwarte sei ein
Abstand unter 1000 Metern ein Ausschluss-
kriterium für die Errichtung von Windkraft-
anlagen. Wenn Nahrungsgebiete des seltenen
Vogels im unmittelbaren Umfeld der Windrä-
der liegen würden, müsste der Abstand auch
weitaus größer sein. Es gibt im Umfeld der
Fläche auch mehrere Brutpaare des ebenso
sensiblen und gefährdeten Rotmilans.

Der NABU ist nicht grundsätzlich gegen
Windkraft, der Landesverband hatte erst
kürzlich ein Positionspapier vorgelegt, in
dem mögliche Standorte benannt werden.
Am »Noll« jedoch hält der Kreisverband
Windräder für unrealistisch und warnt da-
vor, zu früh von einer Genehmigungsfähig-
keit der Windräder auszugehen.

Nach ergebnisloser Vorstandswahl

VdK-Ortsverbände Reiskirchen
und Lindenstruth fusionierten

Reiskirchen (pm). Die VdK-Ortsverbände
Reiskirchen und Lindenstruth haben fusio-
niert. Dem gemeinsamen Ortsverband gehö-
ren jetzt über 160 Mitglieder an. Dies teilte
Schriftführerin Elisabeth Döring mit. Die
Fusion war notwendig geworden, weil es bei
der Jahreshauptversammlung des Ortsver-
bandes Lindenstruth im vergangenen Okto-
ber nicht gelungen war, einen Vorstand zu
wählen. Daraufhin wurde über einen Zusam-
menschluss gesprochen. Dieser wurde bereits
im April bei einer gemeinsamen Sitzung der
Vorstände beider Ortsverbände gemeinsam
mit einem Vertreter des Kreisverbandes voll-
zogen. Er gilt rückwirkend zum 1. Januar.

Die ordnungsgemäße Übergabe der Ver-
bandsunterlagen wurde protokolliert, sodass
der Zusammenschluss inzwischen von der
Landesgeschäftsstelle in Frankfurt bestätigt
worden ist. Die Mitgliedsausweise mussten
neu verteilt werden, da sie jetzt eine andere
Ortsverbandsnummer enthalten. Sie wurden
von den beiden Vorsitzenden des Ortsverban-
des persönlich übergeben.

Wie Elisabeth Döring berichtete, hatte der
bisherige Ortsverband Reiskirchen rund 130
Mitglieder, in Lindenstruth waren es rund
30. Zwei Lindenstruther Mitglieder gehören
als Ersatz-Beisitzer dem Vorstand an. Kom-
plette Vorstandswahlen finden laut Döring
erst in zwei Jahren statt. Man freue sich auf
eine weiterhin gute Zusammenarbeit in dem
erstarkten Ortsverband. Nächste Termine
sind die ausgebuchte Fahrt nach Koblenz zur
Bundesgartenschau und das Haxenessen
beim Schützenverein Rödgen.

Tagesordnungsstreit, geheime Wahlen und verärgerte CDU
Christdemokraten äußerten scharfe Kritik an Verlauf der Parlamentssitzung: »Fühlen uns massivst benachteiligt«

Busec k (rüg). Für Turbulenzen in der Bu-
secker Gemeindevertretung sorgten auch die
Wahlen zu Verbandsversammlungen und
Kommissionen. Da sich die Fraktionen im
Vorfeld in einigen Fällen nicht auf die Kan-
didatenvorschläge einigen konnten und die
CDU schließlich eigene Bewerber ins Feld
führte, waren geheime Abstimmungen not-
wendig. Dadurch verzögerte sich das Abar-
beiten der Tagesordnung erheblich.

Hinzu kam, dass bei der Wahl von zwei
wirtschaftlich und technisch erfahrenen Per-
sonen die Wahlzettel erst erstellt werden
mussten. Daraufhin setzte der Vorsitzende
der Gemeindevertretung, Norbert Weigelt
(SPD) die Sitzung fort – vermeintlich im
Einvernehmen mit allen anderen Fraktionen,
nachdem er eine diesbezügliche Frage zwei-
mal in die Runde geworfen hatte und sich
kein Widerspruch regte.

CDU bemängelt schlechte Akustik

Dies führte zu heftiger Kritik der Christde-
mokraten, die durch den folgenden Ablauf
der Sitzung nicht mehr die Möglichkeit hat-
ten, ihren Antrag für »Energieeffiziente Be-
bauungspläne« zur Diskussion und Abstim-
mung zu stellen. Die CDU bestritt das Ein-
vernehmen über die Fortsetzung der Sitzung,
bevor alle Wahlhandlungen abgeschlossen
seien. Heinz Seibert (CDU) begründete dies
auch mit der an diesem Abend schlechten
Akustik.

Da sich abzeichnete, dass die Wahlen erst
nach 23 Uhr beendet sein würden, hatte Wil-
ly Jost beantragt, den Grünen-Antrag zur
Energieholznutzung im ehemaligen Bundes-
wehrlager vorzuziehen, was mehrheitlich
auch so beschlossen wurde. So konnte die
Diskussion dieses Themas noch vor 23 Uhr
beginnen und zu Ende geführt werden, was
aufgrund der Geschäftsordnung sonst nicht
möglich gewesen wäre (Bericht folgt). Das
erboste die CDU, die ihren Antrag ebenfalls
für wichtig hielt.

Kay-Achim Becker kritisierte darüber hi-
naus, dass die unterbrochene Wahlhandlung
eine Sache für den Ältestenrat sei: »Wir füh-
len uns massivst benachteiligt mit unseren
Anträgen.« Dies sah Parlamentsvorsitzender

Weigelt nicht so und lehnte zunächst die
Einberufung des Ältestenrates ab. Heinz Sei-
bert mahnte, dass dieser zusammentreten
müsse, wenn eine Fraktion dies verlange.

Anette Henkel (SPD) sprang ihm bei und
sprach sich für die Einberufung aus. Da sei
sicher ein Fehler gemacht worden, aber der
Vorsitzende der Gemeindevertretung sei
noch neu im Amt, und auch seinem Vorgän-
ger Seibert sei seinerzeit Anfangskredit ge-
geben worden.

So trat den der Ältestenrat zusammen, in
dem sich die Christdemokraten noch einmal
klar über den Sitzungsverlauf beschwerten.
Weigelt begründete sein Verfahren damit,
dass in ähnlichen Fällen früher nicht anders
verfahren worden sei. Dies könne man in
Protokollen nachlesen.

Wahlhandlung um 23.40 Uhr fortgesetzt

Erst um 23.40 Uhr konnte die Wahlhand-
lung fortgesetzt werden. Als Vertreter für die
Verbandsversammlung des Abwasserverban-
des Wiesecktal wurden Uwe Kühn (FW) und
Willy Jost (SPD) gewählt, als ihre Stellver-
treter Stefan Krämer (FW) und Burkhard
Böttcher (Grüne). Die CDU-Kandidaten Jörg
Lindenstruth und Heinz Seibert sowie Domi-
nik Panz und Eckard Neumann konnten sich
nicht durchsetzen.

Jost und Gunnar Wagner (FW, Stellvertre-
ter) sind Vertreter bzw. Stellvertreter für die
Verbandsversammlung des Zweckverbandes
Mittelhessische Wasserwerke; Seibert und
Panz (beide CDU) erhielten keine Mehrheit.

In die Verbandsversammlung des Sparkas-
senzweckverbandes wurde neben Bürger-
meister Erhard Reinl (FW) der Erste Beige-
ordnete Wolfgang Schäfer als dessen Stell-
vertreter gewählt. Er setzte sich gegen Oliver
Steinbach (CDU) durch.

Als Mitglieder der Gemeindevertretung für
die Betriebskommission der Gemeindewerke
sind Erich Hof, Annalena Dörr (beide SPD,
Uwe Kühn, Stefan Krämer (beide FW), Oli-
ver Steinbach (CDU) und Axel Schmidt
(Grüne) gewählt. Ihre Stellvertreter sind
Norbert Weigelt, Karl-Heinz Funk (beide
SPD), Dietmar Schmidt, Alexander Zippel
(beide FW), Eckard Neumann (CDU) und

Tom Schönknecht (Grüne). Mitglieder des
Personalrates sind Volker Lich und Kerstin
Döring. Bei der verzögerten Wahl der wirt-
schaftlich und technisch erfahrenen Perso-
nen wurde Wolfgang Maurer einstimmig ge-
wählt. Jörg Theimer (FW) erhielt den Vorzug
vor Dominik Panz (CDU).

Als Vertreter und Stellvertreter wählte das
Parlament in offener Abstimmung für die
SPD Petra Menz und Norbert Weigelt, für die
FW Gunnar Wagner und Alexander Zippel,
für die CDU Oliver Steinbach und Eckard
Neumann sowie für die Grünen Luise Bött-
cher und Katharina Habenicht. Einigkeit
herrschte auch darüber, dass als sachkundige
Bürger weiterhin Heinrich Becker, Doris
Wagner, Matthias Krug und Thomas Mohr
mitarbeiten sollen.

CDU-Dringlichkeitsantrag abgelehnt

»Pädagogikkonzept und Umzug
Sache laufender Verwaltung«
Busec k (rüg). Keine Aufnahme auf die

Tagesordnung der Busecker Gemeinde-
vertretung fand am Dienstagabend ein
Dringlichkeitsantrag der CDU zum Kin-
dergarten-Neubau in Großen-Buseck.
Die Union wollte einen unverzüglichen
Bericht zum pädagogischen Konzept, ins-
besondere zu den Planungen für die
Spielebenen, die eindeutig zu diesem
Konzept gehören würden. Beim Ortster-
min Ende Mai habe sich gezeigt, dass die
maßgefertigten Möbel schon bestellt sei-
en, obwohl dies Einschränkungen bei der
Konstruktion der Zwischenebenen be-
deuten würde.

Außerdem verlangte die CDU, dass der
Gemeindevorstand das Parlament umge-
hend über den Sachstand der Organisati-
on des Umzugs informieren sollte. Wie
schon im Bauausschuss sprach Stefan
Krämer (FW) seitens der anderen drei
Fraktionen dem Antrag die Dringlichkeit
ab. Hier handele es sich um eine Angele-
genheit der laufendenVerwaltung.

Zum 100-Jährigen in Burkhardsfelden

Sportfreunde laden zum »Großen
Tag des Sports« an Fronleichnam

Reiskirchen (rbe) Im Rahmen der Jubilä-
umsfeierlichkeiten der Sportfreunde Burk-
hardsfelden findet an Fronleichnam (23. Ju-
ni) der »Große Tag des Sports« für Jeder-
mann/-frau sowie Groß und Klein statt. Er
bietet eine Vielzahl von Aktivitäten. So wer-
den morgens geführte Wanderungen und
Radtouren mit unterschiedlichen Distanzen
und Leistungsklassen angeboten. Ab mittags
steht ein Edeka-Event-Truck mit zahlrei-
chen Attraktionen wie Torwandschießen,
Obstverkostung, Geschicklichkeitsparcours
oder Stelzenlauf zur Verfügung. Neben einem
Jugendfußballspiel für alle Kinder ist auch
eine Leichtathletik-Schnupperstunde ge-
plant. Hier kann sich Jedermann unter fach-
licher Anleitung an diversen Wurf- und
Leichtathletik-Disziplinen ausprobieren. Für
das leibliche Wohl ist gesorgt. Beginn ist um
9 Uhr auf dem Sportgelände.

Die Sportfreunde würden sich über eine
rege Teilnahme freuen. Radfahrer und Aus-
flügler aus den umliegenden Gemeinden sind
willkommen. Bei Teilnahme von größeren
Gruppen bittet der Verein um vorherige An-
meldung unter info@sf-burkhardsfelden.de .
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Solarpark im Bundeswehrlager bis Jahresende?
SPD, FW und Grüne fassten Beschluss gegen CDU – Union kritisiert: Nicht größtmöglichen Nutzen für Gemeinde im Blick

Busec k (rüg). Was von allen Beteiligten erwartet wurde, trat am
Dienstagabend im Kulturzentrum auch ein: Die Parlamentssitzung
unter der Leitung von Norbert Weigelt (SPD) weitete sich zu einem
von manchen Misstönen begleiteten Marathon aus. Sieben Anfragen,
diverse Wahlen für Verbandsversammlungen und Kommissionen, die

zum Teil in geheimer Abstimmung über die Bühne gingen, Sitzungs-
unterbrechungen und die Fortsetzung der schon im Bauausschuss
kontrovers geführten Diskussion um Fotovoltaikanlagen im ehemali-
gen Munitionslager in Alten-Buseck sorgten dafür, dass die Tages-
ordnung nicht zu Ende gebracht werden konnte.

Unumstritten war die Ernen-
nung von Torsten Nicolai und
Andreas Schepp zum Wehrfüh-
rer bzw. stellvertretenden Wehr-
führer in Großen-Buseck. Ihre
Amtszeit beträgt vier Jahre. Bür-
germeister Erhard Reinl lobte
beider Einsatz für die Allge-
meinheit und besonders Schepps
Engagement beim Neubau des
Feuerwehrgerätehauses und bat
den Dank an alle Kameradinnen
und Kameraden weiterzugeben.
Erste Gratulanten waren Parla-
mentsvorsitzender Norbert Wei-
gelt und Gemeindebrandinspek-
tor Frank Müller.

Weniger harmonisch dagegen
das politische Alltagsgeschäft:
Die CDU wollte – wie auch
schon im Bauausschuss (die
GAZ berichtete) – einen Dringlichkeitsan-
trag auf die Tagesordnung gesetzt wissen, der
unter anderem vorsah, keine weiteren Dach-
und Freiflächen der Gemeinde ohne vorheri-
ge Ausschreibung zu verpachten. Ansonsten,
so Oliver Steinbach in der Begründung, be-
stehe die Gefahr, dass der Gemeinde ein
wirtschaftlicher Schaden entstehe.

CDU: »Zuschlag für Meistbietenden«

Die Wertschöpfung könne die Gemeinde
selbst realisieren: »Das Beispiel Hungen
zeigt dies deutlich. Bereits nach zehn Jahren
werden hier Einnahmen für den Haushalt
realisiert. Aufgrund der defizitären Haus-
haltslage ist es unseren Bürgerinnen und
Bürgern nicht zu vermitteln, dass die Ge-
meinde auf Einnahmen verzichtet.«

Dachflächen für Fotovoltaikanlagen seien
gesucht, das zeige ein Blick ins Internet, gab
Steinbach zu bedenken. Angesichts des defi-
zitären Haushalts der Gemeinde sei es zwin-
gend, dass der Meistbietende den Zuschlag
bekomme. Auch Bürgerprojekte müssten sich
dem Markt stellen.

Wie schon im Ausschuss lehnte eine Mehr-
heit von SPD, Freien Wählern und Grünen
die Dringlichkeit ab und legten einen ge-
meinsamen Antrag vor, dessen Zeitdruck
wiederum die Union nicht sah. Darin ging es
um die Einrichtung eines Solarparks im ehe-
maligen Bundeswehrlager mit Fertigstellung
zum 31. Dezember dieses Jahres.

Sollte die Gemeinde dies selbst nicht leis-
ten können, soll bei der Vergabe »ein höchst-
mögliches Maß an Bürgerbeteiligung aus der
Region ein Hauptkriterium sein«. Begründet
wurde die Dringlichkeit von Roland Kauer
mit geplanten Änderungen des Einspeisege-
setzes durch den Bund, wodurch es unmög-

lich gemacht werde, ab kommendem Jahr
solche Solarparks auf Naturschutz- und
FFH-Flächen zu installieren.

Dem widersprach Steinbach: Zum einen sei
die Forderung nach einem Solarpark schon
mehrfach beschlossen worden, zum anderen
sei die Dringlichkeit mit einer falschen Be-
hauptung begründet. Offensichtlich habe
sich bei den Antragstellern niemand die Mü-
he gemacht, ins EEG reinzuschauen.

»Wie mir Herr Jürgen Busse, Dezernatslei-
ter beim Regierungspräsidium Gießen und
zuständig für den Bereich nationale Schutz-
gebiete mitgeteilt hat, handelt es sich bei un-
serem Munitionsdepot weder um ein Natur-
schutzgebiet (…) oder um einen National-
park, sondern vielmehr um ein Natura-
2000-Gebiet bzw. eine FFH-Fläche«, so
Steinbach. Sie sei somit nicht betroffen von
den Gesetzesänderungen, die als Begründung
angeführt worden seien.

SPD: »Bürgerbeteiligung vor Rentabilität«

Die Mehrheit sah jedoch die Dringlichkeit
und setzte den Antrag auf Punkt fünf der Ta-
gesordnung. Nachdem Uwe Kühn (FW) und
Willy Marx (SPD) wegen möglichen Wider-
streits der Interessen (Vorstandsvorsitzender
bzw. Aufsichtsratsmitglied bei Sonnenland
eG) den Sitzungsraum verlassen hatten, be-
gann die Diskussion jedoch zunächst mit ei-
ner von SPD-Fraktionschef Roland Kauer
beantragten Sitzungsunterbrechung.

Nach kurzer Beratung der Antragsteller
blieb die Beschlussvorlage auf der Tagesord-
nung. »Was bei einer Beschlussfassung im
Bund herauskommt, wissen wir alle noch
nicht«, meinte Kauer. Der von der CDU ge-
forderte »größtmögliche Nutzen liegt viel-
leicht bei einem Anbieter aus China und

würde uns die Möglichkeiten vor
Ort nehmen«.

»Bürgerbeteiligung muss vor
Rentabilität stehen«, forderte
Anette Henkel (SPD). Besonders
in diesem Gebiet müsse man
auch die Bürger von Staufenberg
dafür gewinnen, denn solche Pro-
jekte hätten Zukunft. Die Ge-
meinde selbst werde das nicht
leisten können, und ausländische
Investoren würden darin ledig-
lich Abschreibungsobjekte sehen.

Willy Jost (SPD) unterstrich:
Heute werde über die Möglich-
keit für einen Solarpark be-
schlossen und nicht darüber, wer
ihn betreibt. Wenn die CDU hier
den Verdacht einer Begünstigung
von Sonnenland habe, dürfe in
Zukunft kein Parlamentarier

mehr über einen Bebauungsplan abstimmen,
weil sich möglicherweise in Zukunft dort ein
persönliches Interesse ergeben könne.

Zu einem Änderungsantrag der CDU mit
der Forderung nach »größtmöglichem wirt-
schaftlichen Vorteil für die Gemeinde« (er
wurde schließlich mehrheitlich abgelehnt),
sagte Jost, dass Großinvestoren kein Interes-
se an der Entwicklung der Gemeinde hätten,
sondern daran, ihre Steuerlast durch solche
Projekt zu mindern: »Bei Bürgerprojekten
investieren die Bürger in die eigene Kommu-
ne. Auswärtige Investoren tragen alle Erträge
aus der Gemeine heraus.«

»Beschließen anderes als Antrag aussagt«

Sven Simon (CDU) warf den anderen Frak-
tionen vor, eine Dringlichkeit zu konstruie-
ren. Der Antrag stehe in Widerspruch zu den
Aussagen der Antragsteller, was die Rolle der
Gemeinde betreffe. Die Tatsache, dass zwei
Parlamentarier den Saal verlassen hätten, le-
ge die Bevorzugung von Sonnenland nahe,
warum sonst solle ein Interessenskonflikt
vorliegen. Simon: »So hat der Antrag den
Geschmack, dass wir etwas anderes beschlie-
ßen, als der Antrag aussagt.«

Kauer bezeichnete daraufhin den »Loyali-
tätskonflikt« erneut als konstruiert und erst
durch die CDU aufgebracht. Nur daraufhin
seien die beiden Kollegen hinausgegangen,
um »mögliche Schäden von der Gemeinde
fernzuhalten«. Außerdem sei niemand daran
gehindert, Mitglied einer Genossenschaft zu
werden. Sonnenland stehe ausdrücklich
nicht im Antrag drin, und Bürgerbeteiligung
schließe Wirtschaftlichkeit nicht aus.

SPD, FW und Grüne fassten den Beschluss
zum Solarpark im ehemaligen Munitionsla-
ger gegen die Stimmen der CDU.

Ernennung: (von links) Parlamentsvorsitzender Norbert Weigelt,
stellvertretender Wehrführer Großen-Buseck Andreas Schepp, Wehr-
führer Torsten Nicolai, Gemeindebrandinspektor Frank Müller und
Bürgermeister Erhard Reinl. (Foto: rüg)


